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TOP 50:

Entwurf eines Gesetzes zur Neuausrichtung der öffentlich geförderten
Beschäftigung
- Antrag der Länder Hamburg, Brandenburg, Bremen, Niedersachsen,
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein -

Drucksache: 441/13

Ziel des Gesetzentwurfes ist es, im System der Grundsicherung für Arbeitsuchende
öffentliche Beschäftigungsmöglichkeiten anzubieten mit der Absicht, die Beschäf-
tigungsfähigkeit der Teilnehmenden zu erhalten, zu stärken beziehungsweise
wiederherzustellen. In der Begründung zum Gesetzentwurf wird ausgeführt, auch
bei guter wirtschaftlicher Situation und steigendem Fachkräftebedarf gebe es eine
Gruppe von Arbeitslosen, bei denen eine Integration in reguläre Beschäftigung in
absehbarer Zeit nicht gelingen werde. Es bestehe im Verfahren der Grundsicherung
für Arbeitsuchende daher nach wie vor Handlungsbedarf, um Integrations-
hemmnisse abzubauen und perspektivisch die Grundlagen für eine Integration in
reguläre Beschäftigung zu schaffen. Öffentlich geförderte Beschäftigung könne ihre
arbeitsmarktpolitische Zielsetzung jedoch nur dann verwirklichen, wenn eine
qualitätsgerechte Ausgestaltung gesichert sei. Da aufgrund der individuellen
Defizite der Zielgruppe allein durch die Beschäftigung selbst der arbeitsmarkt-
politische Zweck in der Regel nicht erreicht werden könne, seien entsprechende
Begleitmaßnahmen vorzusehen, die sowohl sozialpädagogische Interventionen
ermöglichten, als auch die Kompetenzentwicklung unterstützten. Zur Realisierung
einer langfristigen Finanzierungsbasis sei die Aktivierung der durch die
Beschäftigung eingesparten passiven Leistungen des Arbeitslosengeldes II
erforderlich.

Beratungen zu der Vorlage haben nicht stattgefunden.

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat im Namen der antragstellenden Länder
gemäß § 36 Absatz 2 der Geschäftsordnung des Bundesrates die Aufnahme der
Vorlage auf die Tagesordnung des Bundesrates und die Herbeiführung der
sofortigen Sachentscheidung beantragt.




